
der Angeklagte durch sein eigenmächtiges Fernbleiben die Weiterführung der 
Hauptverhandlung nicht vereiteln und damit seine Heranziehung zur strafrecht­
lichen Verantwortlichkeit nicht erschweren kann, sieht das Gesetz unter bestimm­
ten Voraussetzungen die Fortsetzung der Hauptverhandlung ohne den Angeklag­
ten vor. Eine bereits begonnene Hauptverhandlung darf in Abwesenheit des An­
geklagten zu Ende geführt werden, wenn dadurch die Feststellung der Wahrheit 
nicht gefährdet ist. Gesetzliche Voraussetzung für die Fortsetzung der Hauptver­
handlung ist, daß das Gericht den Angeklagten in der Hauptverhandlung zur 
Person und zur Sache bereits vernommen hat und außerdem seine Anwesenheit 
(im Hinblick auf die Wahrheitsfeststellung und die Wahrung des Rechts auf Ver­
teidigung) nicht mehr für erforderlich hält (§ 216 Abs. 3 StPO). Stets bleibt jedoch 
das Gericht befugt, das persönliche Erscheinen des Angeklagten anzuordnen oder 
seine Vorführung (§ 48 StPO) zu erzwingen.

Sind vom Gericht die Bestimmungen über die Anwesenheit des Angeklagten 
verletzt worden, so hat die Hauptverhandlung in Abwesenheit eines Beteiligten 
stattgefunden, dessen Anwesenheit das Gesetz vorschreibt.

Eine zeitweilige Ausschließung des Angeklagten von der Hauptverhandlung 
gestattet das Gesetz nur,
— wenn zu befürchten ist, daß ein Mitangeklagter oder ein Zeuge bei seiner 

Vernehmung in Anwesenheit des Angeklagten nicht die Wahrheit sagen werde 
(§ 231 Abs. 1 StPO),

— bei ordnungswidrigem Benehmen des Angeklagten (§ 231 Abs. 2, StPO),
— wenn angesichts der Vernehmung von Mitangeklagten und Zeugen oder durch 

andere Beweiserhebungen in Gegenwart eines jugendlichen Angeklagten Nach­
teile für dessen Erziehung zu befürchten sind (§ 232 Abs. 1 StPO).
In diesen Fällen muß der Angeklagte nach Rückkehr von seiner zeitweiligen 

Ausschließung darüber unterrichtet werden, was während seiner Abwesenheit ver­
handelt worden ist, damit er seine Verteidigung darauf einstellen kann.

In allen Fällen der notwendigen Verteidigung (§ 63 Abs. 1 und 2, § 72 StPO) 
gehört der bestellte oder gewählte Verteidiger zu den Beteiligten, deren ununter­
brochene Anwesenheit in der Hauptverhandlung erforderlich ist. Bleibt in den 
genannten Strafverfahren der bestellte oder gewählte Verteidiger völlig oder teil­
weise von der Hauptverhandlung fern oder hat er die Verteidigung niedergelegt, 
so hat das Gericht sogleich einen anderen Verteidiger zu bestellen. Um die Ver­
teidigung zu gewährleisten, hat das Gericht in diesen Fällen auf Antrag des Ange­
klagten ocjer des neu bestellten Verteidigers die Anberaumung eines neuen Ter­
mins zur Hauptverhandlung oder deren Unterbrechung zu beschließen (§ 65 Abs. 1 
StPO). Wurde in Fällen der notwendigen Verteidigung die Hauptverhandlung ganz 
oder teilweise ohne einen bestellten oder gewählten Verteidiger durchgeführt oder 
fortgesetzt, so hat sie in Abwesenheit eines Beteiligten stattgefunden, der nach 
dem Gesetz ununterbrochen anwesend sein mußte.

Liegt kein Fall der notwendigen Verteidigung vor, so hat das Gericht beim 
vorübergehenden oder völligen Fernbleiben des gewählten Verteidigers oder 
wenn dieser die Verteidigung niederlegt, auf Antrag des Angeklagten zu prüfen.
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